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Nachdem innerhalb eines Jahres – 2021 in Berlin bei Charité und Vivantes und 2022 bei den 6
Unikliniken in NRW – Tarifverträge für Entlastung durch wochenlange Durchsetzungsstreiks
erreicht werden konnten, ist es an der Zeit, Bilanz zu ziehen und sich Gedanken zu machen, wie der
Kampf für mehr Personal bundesweit erfolgreich weitergeführt werden kann. Auch wenn beide
Kämpfe zu einem erfolgreichen Abschluss kamen mit der Durchsetzung von Tarifverträgen für
Entlastung – in NRW ein gemeinsamer Tarifvertrag für alle 6 Unikliniken –, sind weder an diesen
Krankenhäusern bereits die Stellen besetzt noch die fehlenden bundesweit im Pflegebereich und den
übrigen Abteilungen durchgesetzt.

Die Errungenschaften der beiden Krankenhausbewegungen

1. Erfolgreiche Mobilisierungen der Belegschaften und Einbeziehung dieser in die
Entscheidungen über ihre Forderungen:

Die Kolleg:innen der verschiedenen Abteilungen wurden aktiv in die Aufstellung der Forderungen
pro Abteilung und Schicht einbezogen, sie haben selbst darüber diskutiert und entschieden, mit
Hilfe von Teamdelegierten.

Damit verbunden war eine aktive und erfolgreiche Mitgliederwerbung, was zu einen höheren
Organisationsgrad führte. Dadurch wurden wochenlange Durchsetzungsstreik möglich.

2. Einbeziehung aller Kolleg:innen aller Abteilungen in den Kampf und die Aufstellung der
Forderungen:

Vor allem in NRW wurden auch die Bereiche außerhalb der Pflege – wie Krankentransport, IT,
Rettungssanitäter:innen etc. – in die Aufstellung der Forderungen und den Kampf dafür einbezogen.

3. Ansätze einer demokratischen Streikführung:

Vor allem in der Krankenhausbewegung Berlin haben die Aktivist:innen dafür gesorgt, dass aktive
Kolleg:innen aus den Abteilungen in die Tarifkommission entsandt wurden und jeder Schritt mit den
Teamdelegierten besprochen wurde.

In NRW wurde das Ergebnis auf Streikversammlungen in den 6 Unikliniken zur Diskussion gestellt
und abgestimmt. Es wurde, außer in Düsseldorf, mehrheitlich angenommen. Zum anderen hatte sich
die Tarifkommission – freiwillig – dazu bereit erklärt, erst zuzustimmen, wenn bei der Urabstimmung
über das Ergebnis auch die Mehrheit einwilligt. Die magere Zustimmung von 73,58 % in NRW im
Vergleich zu über 96 % in Berlin zeigt, dass die Kolleg:innen sich selbst Gedanken über das Ergebnis
gemacht haben und sich nicht allein auf die Zustimmung der Tarifkommission verließen.

Dies alles wurde von den Kolleg:innen selbst durchgesetzt. Weder von den Organizer:innen noch von
den ver.di-Verantwortlichen war vorgesehen, die Teamdelegierten oder den Delegiertenrat der 200
der 6 Unikliniken in NRW als Kontroll- und Entscheidungsorgane über den Streikverlauf und die
Tarifkommission einzusetzen. Letzten Endes lag die Entscheidung über die Fortführung des
Kampfes und über die Annahme des Abschlusses  – zumindest in Berlin – bei der Tarifkommission
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und den ver.di-Verantwortlichen.

4. Solidaritätsaktionen durch die arbeitende Bevölkerung und öffentliche Kundgebungen
der Streikenden:

In beiden Krankenhausbewegungen wurden Treffen mit Initiativen und Kolleg:innen aus Betrieben
or-ganisiert. Am weitestgehenden waren die gemeinsamen Solidaritätsaktionen in Berlin: Dort
wurden vor allem gemeinsame Aktionen mit der Kampagne „Deutsche Wohnen enteignen“
organisiert, aber auch mit den im Streik befindlichen Kurier:innen von Gorillas. Teilweise kam es
auch zu gemeinsamen Soliaktionen mit Kolleg:innen aus einzelnen Betrieben. Aber weder vom DGB
noch von anderen DGB-Gewerkschaften gab es den Willen, gemeinsame Soliaktionen zu
organisieren.

In Berlin und NRW organisierten die Kolleg:innen große und machtvolle Kundgebungen und Demos.

5. Nachhaltigkeit: von den Teamdelegierten zum Aufbau fester Strukturen und Organe:

Zumindest in Berlin gab es die Aussage, von Aktivist:innen aus den Teamdelegiertenstrukturen auch
systematische und kontinuierliche Gremien wie ver.di-Betriebsgruppen und Vertrauensleutekörper
aufzubauen. Das wäre ein Fortschritt, da damit nicht immer wieder zu Beginn eines Arbeitskampfes
neue Strukturen zur Mobilisierungen geschaffen werden müssten.

Was hat gefehlt?

1. Fehlende Kontrolle über den Kampfverlauf und über die Abstimmung des Ergebnisses:

Es gab zwar Fortschritte bzgl. der Transparenz über die Verhandlungen (s. Punkt 3 oben), aber
letzten Endes hatten immer noch die ver.di-Verantwortlichen die Kontrolle über Streikverlauf und
das Ergebnis.

Deswegen braucht es klare Strukturen/Organe, die den Kolleg:innen gegenüber
rechenschaftspflichtig und jederzeit abwählbar sein müssen.

Dafür würde sich ein Streikkomitee, wie es an der Uniklinik Essen im Kampf um den TVE aufgebaut
wurde, anbieten. Dieses wurde aus von den Kolleg:innen gewählten Delegierten aus den
verschiedenen Abteilungen gebildet. Die Delegierten waren direkt den Kolleg:innen gegenüber
rechenschaftspflichtig und konnten jederzeit neu gewählt werden. Dieses Komitee hatte sich zur
Aufgabe gestellt, den Diskussionsprozess unter den Kolleg:innen über die
Zwischenverhandlungsergebnisse und den Fortgang des Kampfes zu organisieren. Dafür wurden
Streikversammlungen einberufen, auf denen die Kolleg:innen über den Zwischenstand der
Verhandlungen der Tarifkommission (TK) informiert wurden und sie auch darüber entschieden, ob
diese zu akzeptieren sind oder der Streik weitergeführt werden muss. In dieser Phase hatten sie
tatsächlich die Entscheidung über ihren Kampf um mehr Personal unter ihrer Kontrolle. Und im
Voraus wurde mit der TK vereinbart – wohlgemerkt, eine freiwillige Vereinbarung der TK mit dem
Streikkomitee (!) –, keine Entscheidung ohne Diskussion unter den Kolleg:innen zu fällen. Auch die
gewählten Teamdelegierten würden sich dafür anbieten, ein solches Streikkomitee zu bilden, aber
die oben aufgeführten Bedingungen müssten auch hier konsequent angewendet werden. Aber von
Seiten des ver.di-Apparates waren die Teamdelegierten nie als Organ oder Struktur vorgesehen
gewesen, damit die Kolleg:innen wirklich über ihren Kampf selber entscheiden können, sondern
eher als Element, sie überhaupt mobilisieren zu können, durchaus, indem sie über ihre Forderungen
selber diskutieren und entscheiden konnten. Auch die Organizer:innen haben dem politisch nichts
entgegengesetzt. Diese Teamdelegierten sind sicherlich ein demokratisches Element, was auch



gezeigt hat, dass die Kolleg:innen selbst am besten wissen, welcher Personalschlüssel und welche
anderen Bedingungen nötig sind, um eine gute Gesundheitsversorgung zu realisieren. Das war
durchaus ein demokratisches Element, mit dessen Hilfe sie auch tatsächlich für mehrwöchige
Durchsetzungsstreiks mobilisiert werden konnten. Diese Errungenschaften wären auch Vorbild für
permanente Vertrauensleutestrukturen, die auch nach dem Streik weiter existieren und sich die
Aufgabe stellen, mit den Kolleg:innen in Diskussion zu bleiben und im Falle eines Streiks wieder
dafür zu sorgen, dass sie nicht nur über die Forderungen, sondern auch über den Kampf diskutieren
und entscheiden können.

2. Kontrolle über die Sanktionen bei Nichteinhaltung der Regelungen aus dem TVE:

Beide TVE enthalten die Regelung, Punkte zu sammeln, wenn Schichten unterbesetzt arbeiten. Ab
einer bestimmten Punktezahl (gestaffelt) soll ein Freizeitausgleich erfolgen. Die Hoffnung dabei:
dadurch würde ökonomischer Druck auf die Klinikleitungen ausgeübt, um neue Kolleg:innen
einzustellen.

Doch zum einen zögern diese – wie bei Vivantes in Berlin, in NRW erhalten sie 1 ½ Jahre Zeit, um
eine entsprechende Software einzuführen – die Umsetzung dieses Punktesystems hinaus. Zum
anderen kann diese Verfahrensweise auch dazu führen, dass es zum Aufbau von
Langzeitarbeitszeitkonten missbraucht wird, ohne dass es zu einem sofortigen Freizeitausgleich
kommt. Damit verpufft die Wirkung.

Die Kolleg:innen selbst – dafür würden sich die Teamdelegierten bzw. der Delegiertenrat anbieten –
müssen über die Sanktionen entscheiden können, wenn die Regelungen nicht eingehalten werden:
wie Bettensperrungen, Nichteinbestellung von Patient:innen, Verschiebung von nicht sofort
notwendigen OPs etc. Diese hatten schon während der Streikphase – sofern keine
Notdienstvereinbarungen zustande kamen – selbst entschieden, wann wie viele Betten gesperrt oder
Patient:innen einbestellt werden.

Vor Einführung der Punkteregelung in den TVE waren u. a. solche Maßregeln vorgesehen. Die
Entscheidung darüber lag aber bei den Pflegedienstleitungen, die letzten Endes der Klinikleitung
gegenüber rechenschaftspflichtig sind und nicht den Kolleg:innen. Aber es sind Letztere selbst, die
ein ernsthaftes Interesse daran haben, dass sich die Arbeitsbedingungen ändern müssen. Deswegen
müssen sie die Entscheidungen über Sanktionen in den Händen halten.

3. Bundesweiter Kampf aller Kliniken für mehr Personal statt Häuserkampf:

Der TVE in NRW wurde in einem 79-tägigen Durchsetzungsstreik aller 6 Unikliniken durchgesetzt.
Das ist der richtige Weg, um mehr Schlagkraft gegenüber den Klinikleitungen zu entwickeln. Alle
Kliniken – egal ob privatwirtschaftlich organisiert oder noch unter kommunaler oder
Landesverwaltung stehend – müssen von ver.di gemeinsam in den Kampf für mehr Personal und
bessere Arbeitsbedingungen geführt werden.

Dafür würde sich die Tarifrunde im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen anbieten: Alle
Kolleg:innen aus den kommunalen Krankenhäusern sind zu Streiks aufgerufen zusammen mit denen
aus dem Erziehungsbereich, die auch seit Jahren unter Personalmangel leiden.

Die Aktivist:innen aus den beiden Krankenhausbewegungen, die Veranstaltungen organisieren und
ein persönliches Netzwerk aufbauen, könnten zu einer bundesweiten Konferenz aller Kolleg:innen
aus dem Gesundheitsbereich aufrufen und dort über weitere Schritte für einen erfolgreichen Kampf
für mehr Personal bundesweit diskutieren und entscheiden.



4. Notwendigkeit eines gesamtgesellschaftlichen Kampfes gegen Privatisierung und DRGs
– bis hin zum politischen Streik:

Alle Erfahrungen aus den bisherigen Kämpfen für Entlastung zeigen: Das Hauptproblem liegt in der
Finanzierung des Gesundheitssystems. Solange die DRGs, die nicht die Gesamtkosten einer
Behandlung refinanzieren, existieren, solange im Gesundheitssektor – durch die Privatisierungen –
das oberste Gebot die Profitlogik ist, wird sich an der Pflegemisere und Stellensituation in den
Krankenhäusern nichts ändern! Deswegen:

Abschaffung der Fallpauschalen!

Für eine Refinanzierung, die die gesamten Behandlungskosten umfasst.

Rekommunalisierung und Verstaatlichung aller privatisierten Kliniken unter Kontrolle
der Beschäftigten und Patient:innen, die ein Interesse an guten Arbeitsbedingungen
und guten Gesundheitsversorgung haben.

Dafür braucht es eine gesellschaftliche Kraft: das Personal aus den Krankenhäusern zusammen mit
dem in den Betrieben, die ein Interesses an einer guten, flächendeckenden Gesundheitsversorgung
haben, gemeinsam für die Abschaffung der DRGs, Wiederverstaatlichung privatisierter Kliniken
unter Kontrolle der Beschäftigten und der Patient:innen kämpfen. Das ist eine gesellschaftliche
Aufgabe, die sich die DGB-Gewerkschaften gemeinsam auf die Fahne schreiben und dafür
mobilisieren müssen bis hin zum politischen Streik!

Tarifrunde öffentlicher Dienst – Bund/Kommunen nutzen, um Strukturen aufzubauen,
mit denen für ausreichend Personal und gute Arbeitsbedingungen gekämpft werden
kann!

Leider hat ver.di davor zurückgeschreckt, diese Tarifrunde auch für den Kampf für mehr Personal zu
nutzen. Dabei hätte man eine Verbindung über den Gesundheitsbereich hinaus organisieren können,
denn die GEW-Kolleg:innen aus Berlin streiken bereits seit mehreren Wochen für einen Gesundheits-
Tarifvertrag mit der Hauptforderung nach kleineren Klassen, weil auch hier der Personalnotstand
eklatant ist. Die Bedingungen dafür wären gut: zum einen hatten die Beschäftigten aus den
Unikliniken in NRW es allen praktisch vor Augen geführt, dass ein konsequenter gemeinsamer
Kampf für mehr Personal erfolgreich in einem Tarifvertrag enden kann. Zum anderen sind gerade in
dieser Tarifrunde alle Kolleg:innen aus den kommunalen Krankenhäusern zu
Arbeitskampfmaßnahmen aufgerufen. Diese könnten zusammen mit Erzieher:innen und
Lehrer:innen für insgesamt mehr Personal streiken verbunden mit einer Bezahlung, die auch
tatsächlich die Preissteigerungen auffängt! Das erweitert die Durchsetzungskraft und wäre
sicherlich für viele Kolleg:innen noch ein zusätzlicher Motivationsfaktor gewesen, sich in dieser
Tarifrunde an Arbeitskampfmaßnahmen zu beteiligen. Es ist jetzt nötig, dass die Kolleg:innen in den
verschiedenen gewerkschaftlichen Strukturen, seien es Vertrauensleute, Betriebsgruppen oder neu



aufzubauende gewerkschaftliche Organe oder auch in lokalen Gremien, von den ver.di-
Verantwortlichen verlangen, auch die Frage des Personalnotstandes bundesweit anzugehen! Dafür
sind bundesweite Streiks für einen Flächentarifvertrag Entlastung und eine Kampagne gegen
Privatisierung, Abschaffung der Profitlogik in der öffentlichen Daseinsvorsorge, wozu ja der ganze
Gesundheitsbereich gehört, und für ein Ende des gesamten Fallpauschalensystems und für die
Refinanzierung der realen Behandlungskosten nötig. Dies brauchen wir mehr denn je, da  durch die
Pandemie und der dadurch angefallenen Versorgung vieler Schwerkranker auf Intensivstationen
viele kommunale Krankenhäuser in eine finanzielle Schieflache gebracht wurden. Doch ändert auch
die Lauterbach’sche „Revolution“ nichts am Fallpauschalensystem. Im Gegenteil! Die angestrebte
verstärkte Ambulantisierung der Gesundheitsversorgung wird unwillkürlich zu einem weiteren
Krankenhaussterben beitragen. Das Mindeste, was in dieser Tarifrunde passieren muss, und das ist
nicht allein die Verantwortung der gewerkschaftlich Aktiven im Betrieb oder auf lokaler Ebene,
sondern eben auch aller Gewerkschaftssekretär:innen, ist, dafür zu sorgen, dass funktionierende
gewerkschaftliche Basisorgane in den Betrieben entstehen, die die Kolleg:innen nicht als
Manövriermasse verstehen, sondern als aktive Kämpfer:innen für bessere Arbeitsbedingungen und
die tatsächlich Änderungen durchsetzen können.

Damit dies wirklich umgesetzt wird, ist es nötig, eine politische Kraft in ver.di, aber auch allen
anderen Gewerkschaften zu organisieren. Diese muss sich bewusst gegen den Anpassungskurs der
Gewerkschaftsführungen an die Interessen des Kapitals und der Regierenden stellen und sich zum
Ziel setzen, die Gewerkschaften wieder zu handelnden Verteidigungsinstrumenten der gesamten
Klasse umzukrempeln. Unserer Meinung nach sind die Vernetzung für kämpferische
Gewerkschaften (VKG) und ihre lokalen Strukturen im Moment das beste Mittel dazu, um darüber zu
diskutieren und Konsequenzen fürs Handeln daraus zu ziehen (siehe auch unter:
www.vernetzung.org).
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